
 

Dringlicher Entschließungsantrag  

Fraktion der AfD 

Digitale Bildung an Schulen mit Maß und Ziel 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 
1. Der Landtag stellt fest, dass eine erstklassige Bildung der Bürger unseres Hochtechnolo-

gielandes Deutschland die wichtigste Voraussetzung für den wirtschaftlichen Wohlstand 
und den ökonomischen Erfolg unseres Landes im internationalen Vergleich ist. 

 
2. Der Landtag stellt ferner fest, dass Digitalisierung kein Selbstzweck ist und den großen 

Herausforderungen der digitalen Transformation begegnet wird, indem in die personelle 
und konzeptionelle Ausstattung unserer Schulen investiert werden muss, nicht nur in die 
technische Infrastruktur. 

 
3. Der Landtag fördert vor dem Hintergrund dieser Entwicklung die Ausgestaltung der Di-

gitalstrategie für hessische Schulen unter Berücksichtigung der aktuellen didaktischen 
und pädagogischen Konzepte. Chancen, Grenzen und Risiken der Digitalisierung sind in 
diesen Konzepten offen zu thematisieren. 

 
4. Der Landtag befürwortet, dass in der Lehrerausbildung sowohl analoge als auch digitale 

Medien thematisiert werden. Fortbildungsmaßnahmen für Lehrkräfte müssen in dezidier-
ter Weise auf die Vorbereitung der Schüler auf eine technisch- und digitalisiert-
bestimmte Welt durch diese auszurichten sein und die Fähigkeiten zum Verstehen dieser 
Systeme vermitteln. 

 
5. Der Landtag erkennt an, dass die Digitalität als Gegenstand von Bildung in interdiszipli-

nären Perspektiven verankert werden muss. Dabei muss stets ein verantwortlicher eman-
zipatorischer Umgang mit digitalen Medien sowie die Fähigkeit zum Verstehen – insbe-
sondere der Folgewirkungen – der digitalen Transformation vermittelt werden. 

 
6. Der Landtag stellt fest, dass in den weiterführenden Schulen ein verpflichtender Informa-

tikunterricht in Hessen eingeführt werden muss, der neben Programmierkenntnissen auch 
Softwarebeherrschung und vor allem Fragen der Medienerziehung abdeckt, da diese 
Kenntnisse für den Erfolg im künftigen Berufsalltag unabdingbar sind. 

 
7. Der Landtag erkennt ausdrücklich die pädagogische Freiheit von Lehrerinnen und Leh-

rern hinsichtlich des Einsatzes von digitalen Medien in ihrer Unterrichtsgestaltung an. 
 
 
Begründung: 

Erfolgt mündlich. 
 
 
Wiesbaden, 1. Juni 2022  

Der Parlamentarische Geschäftsführer: 
Dr. Frank Grobe 
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